
Berlin - Wenn die Klimaziele hierzu-
lande verfehlt werden, dann liegt das vor
allemanzweiBereichen:DerVerkehr ver-
ursacht nachwie vor hohe Kohlendioxid-
mengen, und die Erzeugung von Wärme
beziehungsweise die Energieeffizienz
vonGebäuden ist noch lange nicht somo-
dern, wie sie sein könnte. Die Berliner
Handwerkskammer hat deshalb vor zwei
Jahren einen Wettbewerb ausgelobt, der
innovativeKonzepte aus den eigenenRei-
henprämiert.AmMontagwurdendieGe-
winner der zweiten Runde, die „Energie-
sparMeister 2017“ ausgezeichnet. Ge-
rade imGebäudesektor seienHandwerks-
betriebe wichtig, „die den Hausbesitzern
zeigen, was machbar ist“, sagte Kammer-
präsident Stephan Schwarz bei der Preis-
verleihung. In der Kategorie „Gebäude-
hülle“ gewann die ZimmereiHolzbär. Die
Rubrik „Haustechnik“ ging an die Wamo
GmbH, und einenSonderpreis für das Le-
benswerk bekam Hans Timm Fenster-
bau.
Spätestens 2050 sollen die Gebäude in

Berlin klimaneutral sein.Das ist nurmög-
lich mit Hilfe des Handwerks, da waren
sich Oberhandwerker Schwarz und Um-
weltstaatssekretär Stefan Tidow einig.
Und ohne energieeffiziente Gebäude
keine nachhaltige CO2- Einsparung. Hans
Timm gründete vor 60 Jahren seine
Firma in Wilmersdorf. Heute beschäftigt
seine Firma rund 125 Mitarbeiter. Der
Gründer und Senior bekam den Preis für
seinen langjährigen Einsatz für die Sanie-

rung von Kastendoppelfenstern, die die
Berliner Altbauten-Fassaden prägen.
Rund eine Million solcher Kastenfenster
gibt es noch in der Stadt. Timms Kon-
zept: Das innen liegende Fenster mit ei-
ner Doppelscheibe verglasen und den
Rahmen optimieren. Das Ergebnis ist ein
energetisch optimierter Kasten mit Drei-
fachverglasung, der durchdieAußenfens-
ter belüftetwird, sodass auch keineKälte-
brücken entstehen.
Die Zimmerei Holzbär hat eine Dach-

aufstockung in Schöneberg mit einem
Holzaufbau vorgenommen, „der die Kri-
terien von Passivbauten erfüllt“, wie die
Handwerkskammer schreibt. Gedämmt
wurde mit klimaneutraler Zellulose, und
das Dach ist bepflanzt. „Der Dachge-
schossausbau ist ein wichtiges Potenzial
zur Gewinnung vonWohnflächen in Ber-
lin“, glaubt die Handwerkskammer.
Für eine Gas-Wärmepumpe in einem

kombiniertenAlt- undNeubau bekamdie
Wamo GmbH die Siegerurkunde der
Haustechniker. Mit der Technik kann die
Wärme des umliegenden Erdreichs zur
Beheizung des Gebäudes genutzt und da-
mit gegenüber einer herkömmlichenHei-
zung rund ein Viertel an Primärenergie
gespart werden. Ferner lobte die Jury
Wamo für die Umstellung eine Gebäudes
mit Gas-Etagenheizung auf eine zentrale
Brennwertheizung mit der Möglichkeit
für die Bewohner, den Wärmeverbrauch
in jeder Wohnung zu kontrollieren und
direkt zu beeinflussen.  alf

Brüssel - Etwa 450000 Arbeitnehmer
aus anderen EU-Ländern kommen jedes
Jahr zumArbeiten auf Zeit nachDeutsch-
land. Die meisten sind Ungarn und Polen
und arbeiten hier als Handwerker oder
Pflegekräfte. Die so genannte Ent-
sende-Richtliniesorgtdafür,dass sieauch
fürdieVerhältnisse imGastlandeinen fai-
renLohnbekommen.InZukunftsollensie
deutlichbesser gestelltwerden.Während
sie bisher Anspruch auf den jeweiligen
MindestlohnderBranchehaben,sollkünf-
tigstriktdasPrinzipgelten:GleicherLohn
für gleiche Arbeit am gleichen Ort. Im
HandwerksindalleGewerkerundumden
BauundAusbaubetroffenwieetwaDach-
und Gerüstbauer, das Elektrohandwerk
und andereGebäudehandwerker.
Um die Details tobt ein Streit, der jetzt

in die Schlussrunde geht und in dem der
Ost-West-Konflikt eine Rolle spielt. Ge-
rade die EU-Mitgliedsländer aus demOs-
tenbefürchten,dassihrenBetriebenkünf-
tigvieleAufträge imWestenderEUdurch
die Lappen gehen, wenn die Neufassung
der Entsende-Richtlinie kommt. Der
Streit entzündet sich an zwei Punkten:
Zum einen sollen die entsandten Arbeit-
nehmerkünftignichtnurdenjeweils inei-
ner Branche geltenden Mindestlohn be-
kommen, wenn ihn die Sozialpartner für
allgemeinverbindlicherklärthaben.Viel-
mehrsollensiealleExtrasbekommen,die
der jeweilige Tarifvertrag vorsieht. Der
zweite Streitpunkt ist, dass die Praxis des
Entsendenszeitlichbegrenztwerdensoll.
Künftig soll nach zwölf bis 24 Monaten
Schluss sein. Automatisch soll dann das
Arbeitsrecht des Gastlandes gelten. Das
heißt: Bei Arbeitszeiten, Urlaub, Arbeits-
schutz und Kündigungsschutz müsste
sichdannetwaeinMalerbetriebausWest-
polen, dessen Belegschaft Aufträge im
GroßraumBerlin ausführt, an dieBestim-

mungen des jeweils geltenden deutschen
Tarifvertrages halten.
Auf diesen Kompromiss haben sich die

Abgeordneten Montag im Beschäfti-
gungsausschuss des Europa-Parlaments
geeinigt. Mit diesen Positionen geht das
Europa-Parlament voraussichtlich in die
Verhandlungen mit dem zweiten Gesetz-
geber auf EU-Ebene, dem Gremium der
Mitgliedsländer, also dem Rat. Im Rat
wollen die Mitgliedsländer am Montag
beschließen, mit welcher Position sie in
diese Verhandlungen ziehen. Die Ent-
sende-Richtlinie hat der französischePrä-
sident Emmanuel Macron zu einem sei-
ner wichtigsten Anliegen der EU-Politik
gemacht.MacronsMission ist, dieGewer-
betreibenden in Frankreich vor unliebsa-
mer Konkurrenz aus anderen Mitglieds-
ländern zu schützen. Dementsprechend
setzt er sich vehement dafür ein, dass die
Unternehmen ausOsteuropa ihreWettbe-
werbsvorteile imBinnenmarkt, die aus ei-
nem niedrigeren Lohngefüge herrühren,
möglichst wenig ausspielen können. Ma-
cron will etwa durchsetzen, dass die Ent-
sendung schon nach zwölf Monaten en-
det. Macron hat wichtige Partner in der
EU auf seine Seite ziehen können: So hat
er eine Allianz geschmiedet mit Berlin,
den Benelux-Ländern, Italien, Spanien
und Griechenland. Damit dürfte er genü-
gend Stimmen beisammen haben, um
eine Mehrheit im Rat zu bekommen.
Macron geht noch weiter: Er peilt an,

dass die entsandten Mitarbeiter auch in
dieSozialversicherungdesGastlandesein-
zahlenmüssen.Wennersichdamitdurch-
setzt, würden die Unternehmen aus
Ost-Europa sämtliche Wettbewerbsvor-
teile bei denArbeitskosten einbüßen.
KritikkommtauchausDeutschland.So

bemängeltetwaderCDU-Arbeitsmarktex-
perte im Europa-Parlament, Sven
Schulze: „Sowerdenschnell protektionis-
tische Hürden hochgezogen, die das ei-
gentlicheZielderArbeitnehmerfreizügig-
keit konterkarieren.“ Allein in Deutsch-
land gibt es über 70000 Tarifverträge.
Auch Holger Schwannecke vom Hand-
werkmahntzuAugenmaß:Eshabesich in
ihrer 20-jährigen Geschichte bewährt,
dass sichdieEntsende-Richtlinie „aufden
Schutz eines harten Kerns nationaler Ar-
beitsbedingungen konzentriert“ habe.
Werdarüberhinausgehe, riskiereRechts-
unsicherheit. Markus Grabitz

Stuttgart - Wegen defekter Kabel an
der Lenksäule will Daimler weltweit
mehr als eine Million Autos in die Werk-
stätten zurückrufen. Darunter seien
400000Fahrzeuge verschiedenerBaurei-
hen inGroßbritannien undmehrereHun-
derttausend in Deutschland, sagte ein
Daimler-Sprecher am Montag in Stutt-
gart.Hinzu kommennochRückrufe in an-
deren Staaten. Bei einigen Dutzend Au-
tos war der Airbag scheinbar grundlos
ausgelöst worden. Dies lag an einer Feh-
lerkette, die mit defekten Kabeln zusam-
menhing: Eine statische Aufladung durch
Lenkbewegungen
konnte im Fall eines
Kabelbruchs nicht
richtig abgeleitet
werden. Als Ergeb-
nis wurde fälschli-
cherweise der Air-
bag ausgelöst.
Das Problem

werde behoben
durch eine „ausrei-
chende Erdung der Lenksäule“, die Span-
nungwerde sich alsowieder richtig entla-
den können, sagte der Sprecher. Man
habe die Behörden verschiedener Staaten
in der vergangenen Woche informiert.
Der Rückruf werde in den nächsten Wo-
chen beginnen, wenn die entsprechen-
den Ersatzteile vorliegen.
Daimler teilte am Montag außerdem

mit, dass der Konzern in den kommen-
den sieben Jahren 35 Milliarden Euro in
die deutschen Standorte investiere. „Die
Zahl ist vereinbartwordenvonderUnter-
nehmensleitungmit demBetriebsrat“, er-
klärte ein Daimler-Sprecher am Montag
und bestätigte damit Informationen des
Konzernbetriebsrats.
Daimler hatte ebenfalls am Montag

den Startschuss für den imSommer ange-
kündigten Umbau gegeben. Um agiler zu
werden, ist eine Dreiteilung geplant: Der
Konzern könnte künftig aus den drei
rechtlich selbstständigen Einheiten Mer-
cedes-Benz Pkw, Nutzfahrzeuge und Fi-
nanzdienstleistungenbestehen. Betriebs-
bedingte Kündigungen soll es bis ins Jahr
2030 demnach nicht geben, wie der Ge-
samtbetriebsrat mitteilte. rtr/AFP
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Berlin -WennStart-up-Ranglisten aufge-
stellt werden, belegt Berlin oft vordere
Plätze. Doch gelegentlich wird auch ge-
mosert, die Gründer in der Hauptstadt
könnten nur Online-Handel, technisch
anspruchsvolle und innovative Ideen ent-
stünden eher in München.
Der am Montag vorgestellte Deutsche

Start-up Monitor belegt hingegen einmal
mehr die Dominanz Berlins: So haben al-
lein 16,8 Prozent der Jungunternehmen
hier ihren Sitz, in München und Ham-
burg sind es nur etwa sechs Prozent
(siehe Grafik). Kleiner Wermutstropfen
für die Region: Brandenburg belegt den
letzten Platz im Bundesländervergleich,
womöglich ist das aber auch eine Neben-
wirkung des Berliner Sogeffekts. Denn
auch wenn Start-ups umziehen, ist die
Hauptstadt erste Wahl: 26 Prozent der
Standortwechsler bevorzugen Berlin. Es
folgen Hamburg und Niedersachsen mit
je 13 Prozent.
Der Start-up-Monitor wurde in diesem
Jahr zum fünftenMal erhoben und ist die
größte Untersuchung dieser Art in
Deutschland. Der Bundesverband Deut-
sche Start-ups und KPMG befragen dazu
Jungunternehmen, in diesem Jahr haben
sich 1837 Start-ups beteiligt – so viele
wie nie zuvor. Aufgrund fehlender, ein-
deutiger Definitionen wird die Gesamt-
zahl von Start-ups in Deutschland nir-
gendwo erfasst. „Wir schätzen die Zahl
auf 6000 bis 7000“, sagte Verbandschef
FlorianNöll. Damit sei dieAbdeckung im
Vergleichmit anderen Studien sehr hoch.
„Berlin kann sich auf den nächsten

Wachstumsschub vorbereiten“, sagte To-
bias Kollmann, Autor der Studie undPro-
fessor für Wirtschaftsinformatik an der
Universität Duisburg-Essen. Schließlich
planen die hiesigen Start-ups in den kom-
menden zwölf Monaten im Schnitt 14
neue Mitarbeiter einzustellen – fast dop-
pelt so viele wie im Bundesschnitt. Dabei
sinddieBerliner Jungunternehmenohne-
hin schon deutlich größer als in anderen
Regionen. Durchschnittlich 27 Ange-
stellte beschäftigen die Berliner Gründer,
bundesweit sind es elf.
Die Reife und Größe der hiesigen Fir-

men zeigt sich auch bei der Finanzierung:
Jedes dritte Berliner Start-up hat Geld
von Wagniskapitalgebern bekommen.
Bundesweit sind es dagegen nicht einmal
halb soviel.Noch bemerkenswerter ist da-

bei, dass der Anteil in den vergangenen
Jahren in Berlin stetig gewachsen ist. Ins-
gesamt sank er dagegen seit 2014 konti-
nuierlich von 21,4 auf nur noch 15,9 Pro-
zent. „Wenn wir globale Champions wol-
len, brauchen wir mehr Wagniskapital“,
sagt Tim Dümichen, Partner bei KPMG.

Die Zahlen könnten seinerMeinung nach
darauf hinweisen, dass es vielleicht auch
nicht genug gute Geschäftsmodelle gebe,
die Investoren überzeugen, Millionen-
summen in dieUnternehmen zu stecken.
Im Gegenzug nehmen mehr Gründer

klassische Darlehen auf, ihr Anteil stieg
in vier Jahren von zehn auf vierzehn Pro-
zent. Allerdings rät Nöll vom Start-up

Verband davon ab: „Ich kann keinem
Gründer einen Bankkredit empfehlen“.
DenneinerseitswürdenBanken inderRe-
gel nur das finanzieren, was sie kennen
und sich mit innovativen Ideen schwer
tun. Vor allem aber verlangen sie oft pri-
vate Sicherheiten von den Gründern. Da
jedoch jedes zweite Start-up scheitere,
mitKreditenkönnten sichGründer soZu-
kunftsperspektiven verbauen.
EineAlternative sind staatliche Förder-

mittel. Mit einem Anteil von 35 Prozent,
sind die Gelder nach eigenen Ersparnis-
sen (82 Prozent) auch die wichtigste Fi-
nanzierungsquelle. „Die Politik hat viel
richtig gemacht“, lobte daher die schei-
dende Wirtschaftsministerin Brigitte Zy-
pries auch ihre eigene Arbeit. Sie be-
grüßte zudem, dass derAnteil derweibli-
chenGründerwie in denVorjahren leicht
gestiegen sei. Mit 14,6 Prozent ist die
Frauenquote insgesamt allerdings immer
noch gering. „Da müssen wir noch mehr

tun“, sagt Zypries. Als zweites großes
Thema nannte dieMinisterin die Rechts-
angleichung in Europa. Denn die EU ist
der wichtigste Auslandsmarkt. Unter-
schiede in Gesetzgebung und Regulie-
rung bezeichnen jedoch zwei Drittel als
Schwierigkeit bei der Internationalisie-
rung, Sprachbarrieren dagegen nur ein
gutes Viertel. Auch Nöll fordert daher
endlich einen einheitlichen Binnen-
markt. Zudem sei besonders wichtig,
dass die neueRegierung für einZuwande-
rungsgesetz sorge. Schon jetzt haben 29
Prozent der Mitarbeiter in Start-ups
keine deutsche Staatsangehörigkeit, in
Berlin sogar fast die Hälfte.
EinPunktwoauchBerlin sich nochver-

bessern kann, ist die FörderungvonGrün-
dern an den Hochschulen. Bei den Unis,
von denen die meisten Gründer kom-
men, schafft es die TU Berlin zwar auf
Rang sechs, doch München liegt mit der
TU und LMU auf Platz eins und vier.

Der Konzern
teilte auch
seine Pläne
für den
Umbau mit

Gut fürs Klima
und eine Möglichkeit,

um zusätzlichen Wohn-
raum zu schaffen:

Die Dachaufsto-
ckung und Bepflan-

zung der
Dachterrasse.

 Foto: Kitty Kleist-Heinrich

Energiewende mit Hilfe
des Berliner Handwerks
Kammer vergibt Preise für Energiesparkonzepte.

Noch eine Million Kastendoppelfenster in Altbauten

Neue Regeln? Auch Dachdecker sind von
der Richtlinie betroffen.  Foto: p-a/dpa

Größter Hotspot der Gründerszene in Deutschland ist Berlin. Aber auch in Oldenburg gibt es erfolgreiche Start-ups.

Daimler:
Massenrückruf
wegen Defekts

Defekte Kabel lösten
Airbags aus
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Gleicher Lohn
am

gleichen Ort
Die EU streitet über

die Entsende-Richtlinie

Von Oliver Voss Deutscher Start-up-Monitor
Hauptsitz der Start-ups nach Bundesländern
und Gründerregionen 2017 (insgesamt 1837)

Anzahl der Gründer und deren Mitarbeiter
nach Regionen (Durchschnitt pro Startup)

Studienabschlüsse der Gründer (nach Fächern/Bereichen)
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Bundesländerdefinierte Gründerregionen
Gründer Mitarbeiter

Bayern

Baden-
Württemberg

Rheinland-
Pfalz

NRW

Hessen
Thüringen

Sachsen-
Anhalt

Sachsen

Mecklenburg-
Vorpommern

Brandenburg

Schleswig-
Holstein

Bremen

Saarland

Nieder-
sachsen

Sonstige

Informatik, Mathematik,
Computer Science

Naturwissen-
schaften

BWL, VWL
oder ähnliches

Geistes-, Kultur-,
Sozialwissen-
schaften

Ingenieur-
wissenschaftenMÜNCHEN
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Brandenburg belegt den
letzten Platz im Ranking

Berlins Gründerszene dominiert
Mehr Mitarbeiter, mehr neue Jobs, mehr Kapital – die Hauptstadt liegt beim Start-up-Monitor vorn
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